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Bericht 
 

Geschäftsbereich 
 
Ressort / Stadtbetrieb 
 
 

Stadtentwicklung, Bauen, Verkehr, Umwelt 
 
Ressort 104 - Straßen und Verkehr 
 
 

Bearbeiter/in 
Telefon (0202) 
Fax (0202) 
E-Mail 
 

Evelyn Neumann 
563 - 6708 
563 - 4725 
Evelyn.neumann@stadt.wuppertal.de 

Datum: 
 
Drucks.-Nr.: 

03.08.2015 
 
VO/1667/15 
öffentlich 

Sitzung am Gremium  Beschlussqualität 

20.10.2015 BV Oberbarmen Entgegennahme o. B. 
 

Verkehrsverbot für Fahrzeuge über 7,5 t für die Straße Löhrerlen 

 
Grund der Vorlage 
Beschluss der Bezirksvertretung Oberbarmen vom 03.03.15; VO/1083/15 
 
Beschlussvorschlag 
Der Bericht der Verwaltung wird ohne Beschluss entgegen genommen. 
 

 
Einverständnisse 
entfällt 
 
 
Unterschrift 
Reichl 
 
 
 
Begründung 
Die Bezirksvertretung bittet die Verwaltung zu prüfen, ob die Straße Löhrerlen im Bereich 
zwischen der Linderhauser Straße und Bramdelle für den Schwerlastverkehr über 7,5 t zul. 
Gesamtgewicht gesperrt bzw. die Durchfahrt nur für Anlieger erlaubt werden kann. 
 
Bei der Straße Löhrerlen handelt es sich nach dem Straßenhierarchieplan der Stadt 
Wuppertal um eine Sammel- und Industriestraße. In ihrer Funktion als „Sammelstraße“ 
nimmt diese Verkehre aus mehreren Anliegerstraßen der Wohn- und Gewerbegebiete auf 
und führt diese dem Hauptverkehrsstraßennetz zu. 
Eine Tonnagebeschränkung scheidet aus, da die Straße höhere Tonnagen zulässt. Um den 
LKW-Verkehr zu lenken, wäre ein LKW-Fahrverbot (VZ 253 StVO) mit dem Zusatz 7,5 t 
geeignet. 
Vor der Aufstellung einer Beschränkung des fließenden Verkehrs, sind die 
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Straßenverkehrsbehörden jedoch verpflichtet, genau zu prüfen, ob diese Maßnahme 
gerechtfertigt ist. Dies ist nur der Fall, wenn aufgrund der besonderen örtlichen Verhältnisse 
eine Gefahrenlage besteht, die das allgemeine Risiko einer Beeinträchtigung der in § 45 der 
Straßenverkehrsordnung (StVO) genannten Rechtsgüter erheblich übersteigt. 
Im vorliegenden Fall ist dies nicht zu erkennen. Auch die Unfalllage ist unauffällig und liefert 
keine Anhaltspunkte für das beantragte Verbot. 
 
 
Demografie-Check 
entfällt 
 
 

 
Kosten und Finanzierung 
entfällt 
 
Zeitplan 
entfällt 

 
Anlagen 
entfällt 
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